
1920 Nr. 79

Halleſch
randeszeitung für

für Anhalt und Thüringen.

c d S We S
die

Jahrgang 215
7 und auswärtige Bezieher monatlich Mk. 2,00, vierteljährlich Morgen Ausgabe Die 8gejp. 54 mm breite mm-Grundzeil. 50 A. Die 5gejp. 90 mm breiteAnzeigenpreis mm Reklamezeile ,50 4. Rabatt nach Tarif. Erfüllungsort Halle Saale.

Feſ

abends v

Keueſte Tagesnachrichten
x Jm Prozeß Erzberger-Helfferich wurde

nach der Pauſe über den Fall des Wirtſchaftsver-
Die l r unter Ausſchluß der Oef-

i. fent lichkeit verhandelt.
r- Berlin Der bayeriſche Finanzminiſter Speckwusbrueh T m Präſidenten des Landesfinanzamtes
woll. Runchen ernannt worden.

eginn 8i,
Herzog Johann Albrecht zu Mecklenburgortrizel tm den u ſt geſtern nachmittag in Wiligrad geſtorben.

Meuhert,

n Die interalliierte Kommiſſion für die Abſtim-
M nung in Oberſchleſien hat angeordnet, daß die
Fereidigung der Beamten des Abſtim-erſek dae nungsgebietes auf die Reichsverfaſſung unter

pleiben ſolle.
Zwei Millionen amerikaniſche Eiſenbahner haben

en Generalſtreik für heute beſchloſſen.

Die Haltung der Entente
Amſterdam 16. Februar.

Reuter weldet aus Paris: Die Alliierten haben beſchlofſen,
jhaß die „Kriegsverbrecher“ von deutſchen Gerichts
ſöfen abgeurteilt werden dürfen. Wenn die Urteils-
prüche unbefriedigend ſeien, behielten ſich die Alliierten das Recht
vr, Deutſchland wegen Nichterfüllung des Friedensvertrages
Strafen auf zulegen.

Frankfurt, 16. Februar.
Die letzten Meldungen aus London beſtätigen die Jnforma-

onen, wonach das Einlenken Englands in der Auslieferungs-
ſage gegenüber der mehr unverſöhnlichen Haltung
jer fran öſiſchen Regierungsvertreter durchge-

rungen iſt. Alles in allem genommen, ſcheint man in London
zur Einſicht gekommen zu ſein, daß eine verſöhnlichere Politik

her zur Wiederherſtellung Europas beitragen wird. Der Lon
yner Vertreter des „Matin“, der ausgezeichnete Beziehungen zum

Auswärtigen Amt hat, beſtätigt in ſeinem heutigen Dele
gramm, daß die Entente ſogar von der Aus lieferung der
direkten Urheber der Greueltaten und gemeinen Ver-
vrechen abſehen wird, wenn Deutſchland felbſt dieſe Schuldigen
zur Verantwortung ziehen wird.

Bern, 16. Februar.
Der franzöſiſche Premierminiſter Millerand traf am

Sonntag abend in Begleitung des Finanzminiſters Marſal ſowie
des Staatsſekretärs für Lieferungen, Toumyre, in Paris ein.

Er erklärte einigen Journaliſten, daß er mit der erſten Konfe-
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r tenz mit den Alliierten ſehr zufrieden ſei, und daß
unter dieſen ein inniges Einverſtändnis beſtehe. Ein guter Angra fang iſt gemacht worden, erklärte er ſeinen Kollegen, und be
nerkte ferner, daß er in der nächſten Woche wieder nach

von zurückkehre.die Antwortnote der Entente, deren Uebermittlung
an den hieſigen engliſchen Geſchäftsträger wir bereits meldeten,
iſt der Reichsregierung n och nicht übergeben worden. Auch
hat der engliſche Geſchäftsträger Lord Kilmanrock noch nicht
ſeinen Beſuch im Auswärtigen Amt angemeldet. Es liegt be

gründeter Anlaß zu der Annahme vor, daß dieſe Verzögerung der
R öSckanntgabe darauf zurückzuführen iſt, daß zwiſchen London und

enen der Vverliner engliſchen Votſchaft der auf die Note bezügliche
JInformationsverkehr noch fortgeſetzt wird ein

Jdersen, rkehr, der von der Haltung des deutſchen Volkes in ſeiner Rich
ung nicht unweſentlich beeinflußt wird. Um ſo notwendiger iſtBerlin. R ohne alle Nervoſität und mit der bisherigen Feſtigkeit den In

halt der Note ſelbſt zu erwarten. Völlig unberechtigt iſt die Ve
44 hauptirng franzöſiſchr und Schweizer Blätter, wir würden als

Sieger gleichfalls auf Auslieferung hervorragender Perſönlich-
keiten beſtanden haben. Das iſt eine durch gichts begründete An

nahme. Wir haben in den Friedensverträgen von BreſtLitowsk
und Bukarſt auf jede Auslieferungsforderung verzichtet.

Wie wir hören, wird die Ententenote vorausſichtlich im
Laufe des Dienstag- Nachmittag im Auswärtigen Amt übergeben

werden. Aus maßgebenden Berliner Kreiſen hören wir, die
Deutſche Regierung werde aller Wahrſcheinlichkeit nach nur dann

mit der Entente in Verhandlungen über die Auslieferungsfrage
eintreten, wenn die Entente den Verzicht auf die Aus

lieferung ausſpreche oder den deutſchen Vorſchlag annehme.
Fei einem ſolchen Verfahren wird wahrſcheinlich auch den Ver

tretern der Entente das Recht eingeräumt werden, an den Ver
ſandlungen teilzunehmen, eventuell als Neben

kläger aufzutreten.

Die Uebergabe des Memellandes
Berlin, 16. Februar.

h Die „Deutſche Allg. Ztg.“ berichtet aus Memel, daß
r geſtern im Rathausſaale die feierliche Uebergabe

des Memeler Gebietes durch den Reichskommiſſar,
Krafen Lambsdorff, an den Oberkommiſſar der Entente,
General Odry, erfolgt ſei. Der General teilte mit, daß
der geſchäftsführende Ausſchuß für das Memelgebiet mit

keinem Vorſitzenden, dem Bürgermeiſter Altenberg, bis
auf weiteres die Regierungsgeſchäfte weiterführen werde,
kährend die oberſte Gewalt in Odrys Händen liege.
a geh und engliſche Truppen hatten auf

laße vor dem Rationaldenkmal Aufſtellung ge
t Rach der Vebergabe wurde eine Parade über ſie

en.
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Erzbergers Hamſterbeziehungen
Ein Jdyll in dieſem Prozeß nennt Helfferich den Fall des

Unterkommiſſionärs und Gerſtenſchiebers Angele, der ſeinen
Landsmann und Abgeordneten Erzberger für deſſen tatkräftige
Bemühungen mit Lebensmittelpaketen bedacht hat. Aber es läßzt
ſich zunächſt gar nicht ſo idylliſch an. Die beiderſeitigen Herren
Rechtsbeiſtände wie auch Helfferich ſelbſt ſagen ſich, allerdings
dem Jdyll angemeſſen, in den verbindlichſten Formen wieder
einmal gründlich die Währheit, bis der Vorſitzende der Unter
haltung höflichſt ein Ende macht und den Herrn Nebenkläger
an den Zeugentiſch ruft. Erzberger,
Methode, fängt damit an, ſich um den Kernpunkt der Sache
wieder herumzuwinden. Er erzählt allerlei ergötzliche Dinge
von der Reichsſtelle für Obſt, erklärt weitſchweifig dem Ge
richtshof, was Moſt iſt und wie man ihn herſtellt und ſagt ſo
ganz nebenbei, daß er ſich allerdings für Herrn Angele ins
Zeug gelegt habe, aber „gegen den Mann lag nicht das ge
ringſte vor.

Hier unterbricht der Vorſitzende und verlieſt verſchiedene
Briefe aus den Akten, die für Erzberger nicht allzu Erfreu-
liches enthalten. Es ſind nämlich Briefe des Abgeordneten
an die Gerſtenverwertungsſtelle, dann ihre Antworten, wei
ein Schreiben Angeles an GErzberger mit der Anzeige eines
„ExpreßKiſtchens“ an, Frau Erzberger. „Hoffentlich munde
Jhnen der Jnhalt.“ Von den Verfehlungen Angeles iſt
Herrn Erzberger, wie er erklärt, nie das geringſte bekannt ge
worden! Des wundert ſich. auch Oberſtagtsanwalt Krauſe.

Und dann nimmt der Vorſitzende die Veiakten vor, nach
denen Frau Erzberger ſeinerzeit einen Strafbefehl in Höhe
von 200 Mark erhalten hat, weil ſie einen etwas ſehr reich
lichen Gebrauch von den Sendungen rationierter Lebensmittel
des Herrn Angele gemacht hat. Was ſie dafür gegahlt hat
Der Vorſitzende lieſt eine Aufſtellung von März 1918 vor, die
Herr Angele dem Herrn Erzberger eingeſchickt hat:

6 Pfund Butter à 1,80 10,80 Mk.
10 Pfund Zucker à 30 Pfg. 3, Mk.
Rauchfleiſch das Pfund 2,20 Mk.

und ſo weiter.
Und wehmütig ſetzt dann Landgerichtsdirektor Baumbach hinzu
„Die Preiſe kann man nicht ohne Kummer leſen.“ Preſſe und
Publikum ſtimmen teils erheitert, teils wehmütig dieſer durch
aus richtigen Bemerkung einſtimmig zu.

Darauf beginnt wieder das übliche Rededuell Erzberger
Helfferich. Nach einigem Durcheinander tritt Herr Erzberger
zurück, und ſeinen Platz nimmt Geheimrat Hagedorn, feiner
zeit bei der Reichsgerſtenſtelle, ein. Außer, daß er bitterlich
Klage führt über die Schlappheit des damaligen Ernährungs
miniſters Batocki gegenüber dem Abgeordneten Erzberger,
bringt er nicht allzuviel Neues und Wichtiges vor. Nach feiner
Vernehmung macht der Vorſitzende zunächſt mal die übliche
Pauſe.

(Eigene Drahtmeldung der „H. 3.7)
(Fortſetzung der Vormittagsſitzung.)

Jm weiteren Verlaufe der Vormittagsſitzung, über die wir
bereits berichtet haben, erhält

Staatsſekretär Helfferich zum Fall Angele das Wort: Schon
beim Fall Pnigodin mußten die Jnterventionen des Nebenklägers
bei der ReichsGerſtenſtelle zur Sprache gebracht werden. Da
mals handelte es ſich um die Zuweiſung von Gerſte bzw. Mais
an die Sächſiſchen SerumWerke. Das Zeugnis des Geheimrats
Hagedorn, damals Chef der ReichsGerſtenſtelle, ſtand noch aus.
Es wird heute in Verbindung mit dem Fall Angele einzuholen
ſein. Jm Fall Angele ſelbſt handelt es ſich im weſentlichen um
folgenden Tatbeſtand: Der Malzfabrikant Eugen Ange le in Warthauſen bei Biberach war als Unterkommiſſionär
eines Herrn Gabriel Steiner in Ulm bei der Reichs Gerſtenſtelle
angeſtellt. Er hat ſich in dieſer Stellung eines großen Ver
trauensmißbrauches ſchuldig gemacht, der Veranlaſſung
zu ſeiner Entfernung aus der Kommiſſionärſtellung und ſpäter
zu einem Einſchreiten der taatsanwaltſchaft Ravensburg Ver
anlaſſung gab. Das Verfahren ſchwebt noch. Jn der

Anklageſchrift der Staatsanwaltſchaft
Ravensburg vom 9. Oktober 1918 heißt es:

„Daß der Angeſchuldigte dadurch, daß er ſeine Stellung
als Unterkommiſſionär dazu benutzt hat, etwa 1800 Zent
ner Gerſte unbefugt aufzukaufen und zu ver
mälgen, ſich eines groben Vertrauensbruches ſchuldig gemacht
hat, räumt der Angeſchuldigte ſelbſt ein. Daß er hiernach im
Juli und Auguſt 1916 alle Hebel in Bewegung geſetzt hat,
wieder Unterkommiſſionär des Gabriel Steiner in Um zu
werden, was ihm ſchließlich hauptſächlich durch das
Eingreifen des Abgeordneten Erzberger,
deſſen Frau er dann auch mit Lebensmitteln
bedachte, gelang läßt ſeine Handlungsweiſe nicht in
milderem Lichte erſcheinen.“

Soweit die Staatsanwaltſchaft Ravensburg. Erzberger hat
ſeinen Freund und Landsmann Angele, gegen den ſo
ſchwere Verfehlungen vorlagen, der Reichs-Gerſtenſtelle gegen
ſtarken Widerftand, unter Einſetzung eines erbeblichen Drucked,

dezu aufgezwungen. Sr hat ſich auch forſt für di Wünſcheer Arei der Reichs Gerſterſtelle, g. B. Hitnfichtlich der
Kontingentbewilligung, wiebecdott re ſeinem Ein
ftuß als Abgeordneter eingeſett. Fch bin als Stagtsſekvetär be
reits mit dieſer Sache Lefaßt worden. Vasfee hatte er auch
gegenüber der Reichs Futtermittelſtelle getan. An

nach ſeiner bewährten

gele hat ſich für dieſe Bemühungen durch regelmäßie und reich
liche Sendungen von Schleichhandels waren revan-
ch iert. Herr Erzberger hat lange Zeit dieſe Erkenntlichkeit
dankbar angenommen. Es handelt ſich bei dem Fall Angele im
Gegenſatz zu dem Fall „Anhydat“ nicht um ein großes Ge
ſchäft, ſondern gewiſſermaßen um ein

Jdyll in dieſem Prozeß,
aber um ein Jdyll, das im kleinen für die Art der ganz be
denkenloſen Ausnützung der politiſchen Stellung, wie ich ſie in
dem Nebenkläger bekämpfe, ganz beſonders chargkteriſtiſch iſt.
Charakteriſtiſch auch wegen der Wirkung: Die Moral der
Beamtenſchaft muß in die Brüche gehen, wenn ſie ſieht, daß
unter dem Druck eines mächtigen Abgeordneten erleubt und ſtraf-
los iſt, was ſonſt verboten und mit ſchweren Strafen belegt iſt.
Wenn dann ſchließlich auch Beamte der in Betracht kommenden
Reichsſtellen ſich gegenüber Herrn Angele und ſeinen Lebens-
mittelpaketen nicht ganz feſt erwieſen und den Angele un-
erlaubte Gefälligkeiten erwieſen haben, ſo iſt das nur die Frucht
der von dem Nebenkläger geſäten Saat der politiſchen Kor
ruption.

R.A. Friedländer: Der Angeklagte tut ſo, als o es noch
nie dageweſen ſei daß ein Abgeordneter ſich für 2eute
in ſeinem Wahlkreiſe einſetzt. Der Nebenkläger iſt ſeit
fiebzehn Jahren Abgeordneter eines ländlichen Kreiſes.
Andele iſt Selbſtverſorger. Daß er ſeinem Abgeordneten
Lohbensmitel zugeſchickt hat, nun: „pater veccavi“. Wir haben
alle Lebensmittel bezogen, ich auch, vielleicht auch der Angeklagte!

Helfferich ruft dazwiſchen: Jch komme noch darauf zurück!
Dr. Friedländer fortfahrend: Weſentlich iſt, ob der Abge-

ordnete Erzberger gewußt hat, daß Angele ſich als Unterkom-
miſſionär hat Verfehlungen zuſchulden kommen laſſen. Am
283. Auguſt 1916 hat ſich das Schultheißamt von Wacht-
hauſen in Württemberg an den Abgeordneten Erzberger gewandt
und ſich dafür eingeſetzt, daß Angele als Unterkommiſſio-
nör bei der Reichs Gerſtenſtelle wieder eingeſtellt wärde, da dies
im Intereſſe des Regierungsbezirks Biberach ſei. Der Vertei-
diger verlieſt hierauf die diesbezügliche Eingabe des Schultheiß-
amtes Angeles Vorſtrafenregiſter war vollkommen frei, ſein
Leumundszeugnis ſehr gut.

R.A. Alsberg: Die Gegenſeite verſucht, dem Falle die
Pointen abzubiegen, indem ſie Dinge behauptet, die
uns hier gar nicht intereſſieren. Für uns iſt die Frage maß-
gebend, ob der Nebenkläger ſeinen amtlichen Einfluß eingeſetz!
hat für eine amtliche Beſchäftigung eines Mannes, gegen
den ſchwere Anklagen von der Staatsanwaltſchaft erhoben
worden ſind.

R.A. Dr. Friedländer: Es iſt richtig, daß, als Erzberger
ſich im Auguſt 1916 für Angele einſetzte, gegen dieſen ſchon ein
Strafverfahren ſchwebte. Dies wurde erſt am 15. Juni
1917 eingeleitet.

Vorſ.: Der Angeklagte kann ſeine Erklärungen auf Grund
der Strafprozeßordnung abgeben. Wenn in dieſem Prozeß der
Nebenkläger in der Rolle eines Angeklagten
erſcheint, ſo iſt das ein Fall, der in jedem Leumundsprozeß vor
kommt. Das kann kein Menſch ändern.

Vorſ.: Dann wollen wir den Herrn Nebenkläger erſt ein-
mal hören. Wie lange vertreten Sie den Wahlkreis Biverach?

Erzberger: Seit dem Jahre 1902. Mir iſt die Familie
Angele ſeit 24 Jahren bekannt. Sie betreibt eine große

unter der Firma Alois Angele. Jm Sommer
1916 kam der eine Teilhaber, Herr Eugen Angele, zu mir, und

r rer erhielt ich ein Schreiben des Schultheißamtes
achthauſen, in dem ich erſucht wurde, Herrn Angele ſeine

Stellung als Unterkommiſſionär wieder zu verſchaffen. Die
Eingabe des Schultheißenamtes trug einen Vermerk des
Bezirksrates, in dem beſtätigt wurde, daß die Wieder-
einſtellung des Angele, als im Jntereſſe des Landbezirkes Biberach liegend, befürwortet wurde. Angele
hat ſchon im Frieden von den Bauern im Kreiſe das Malz auf
gekauft. Da nun gegen die Firma nichts vorlag und
die Eingabe befürwortet war, hielt ich es für meine ſelbſt-
verſtändliche Pflicht als Abgeordneter, den
Wunſch des Bezirkes zu erfüllen. Jn Berlin kannte man wäh-
rend des Krieges die Verhältniſſe in Süddeutſchland nicht und
hat ſie nie genügend berückſichtigt. So hat man z. B. durch die
Beſchlagnahme von Obſt Tauſende von Zentnern von Aepfeln
und Birnen verfaulen laſſen und die Herſtellung des Moſt,
des dortigen Hausgetränkes, unmöglich gemacht. Die
Kriegsgeſellſchaften waren bei der dortigen Bevölke
rung allgemein verhaßt. Es wurde immer geſagt: Ales
würde von Berlin aus gemacht, von den Juden. Jn bin dieſen
Aeußerungen immer entgegengetreten. Jch will zugeben, dcß
ich mich mit großer Entſchiedenheit dafür eingeſetzt
habe, daß Angele als Unterkommiſſionär wieder eingestellt
wurde. Wenn ich dieſem begründeten Wunſch meiner L'äbler
nicht nachgekommen wäxe, was hätten dieſe dann son ihrem Ab-

eordneten denken müſſen, wenn er nicht einmal dieſen Wunſch
rchſetzte. Jch bin dann bei der Reichs-Gerſtenſtelle auf

erheblichen Widerſtand geſtoßen, ich habe auch geſagt,
wenn es mir nicht gelingen würde, mit meinem Anliegen durchk-

daß ich die Angelegenheit im Reichstag vor
ringen würde.

Der Vorſitzende verlieſt hierauf zahlreiche Schreiben,
die aus dem Briefwechſel zwiſchen Erzberger,
Angele und der Reichsgetreideſtelle ſtarrmen.
Jn einem Brief erwähnt Angele, daß er ein Kiſtchen an Frau E.
abgeſandt habe, und hoffe, daß ihr der Jnhalt gut nun
den würde. (Allgemeine Heiterkeit, die der Vorſitzende rügt.)
Von ſeiten der Reichs-Gerſtenſtelle auf die Eingaben Erzbergers
um Angele wird immer wieder daxauf hingewieſen, daß Beſitzer
den Malzfabriken nicht als Kommiſſionäre eingeſtellt würden,
werauf Ergberger drohte, daß er die Sache im Reichstag
sortrogen würde, weil er dieſe Gründe als nicht durchſchlagend
anſehe. Jn einem Brief der Reichs-Gerſtenſtelle an den Var



werd
„ſehr

gewandt

Wer einer ſüddeutſchen Gerſtenverwertungsgeſelleshalb zur Vorſicht geraten, da Angele z e en
ſtreitbaren Abgeordneten Erzberger“

habe. tOberſtaatsanwalt Krauſe (zu Erzberger):es Jhnen bekannt, daß et weg en
Rei c Serſengeſgiſchott re

Erzberger: Mir war das genaue Gegenteil bekannt, daß dieFirma ſich nichts hat zuſchulden kommen laſſen. g
Oberſtaatsanwalt: Sie waren doch aber über alles infor

miert, was ſich in der Bevölkerung Jhres Wahlkreiſes zutrug?
Erzberger: Jch bin bis zum Herbſt 1917 nicht in

meinem Wahlkreis geweſen. Die Leute kamen zu mir
nach Berlin, haben mir aber nie das geringſte über Angele mit
geteilt.

Vorſ. Das Friegewucheramt hat dann feſtgeſtellt, daß
um ſich die Stellung zu erhalten, aus ſeiner Firma

Exzellenz, war
Untreue von der

Angele,
ausgeſchieden war, dies aber nur zum Schein getan hatte, inWirklichkeit ſeine Geſchäfte weiter Petrieb und ſeine Stellung
ſehr mißbrauchte. Das bezog ſich auf das Erntejahr 1916. Der
Vorſitzende lieſt darauf die württembergiſchen Akten vor, aus
denen hervorgeht, daß das Verfahren gegen Angele noch nicht zum

u gekommen iſt. Die Anklageſchrift iſt vom
10. Oktober 1918. Erzberger weiſt darauf hin, daß in der
Eingabe des Schultheißamtes vom 23. Juli 1916 davon nichts
bekannt war. Auf Antrag des

R.A. Dr. Friedländer wird dann der Strafregiſter
auszug des Angele verleſen. Der Vorſitzende verlieſt davauf den
Strafbefehl, den Frau Erzberger am 25. März 1918 über 200
Mark erhalten habe, weil ſie von außerhalb Lebensmittel bezog
und dieſe bei ihrer Brotkommiſſion nicht angemeldet habe.

Vorſ.: Jch hahe hier die Briefe des Herrn Angele an Frau
Erzberger. Angeke teilt darin mit, daß er Butter, Eier,
Schinken, Käſe, alles in beſter Qualität und friſch, abgeſchickt
habe. Am 10. Februar ſchreibt Angele an Frau Erzberger,
daß er dem Paket zehn Pfund Zucker à 80 Pfennig und eine
Gans für 20 Mark beigelegt habe. Dieſe Preiſe kann
man nicht ohne Kummer leſen. (Lachen im Zu
ſchauerraumn.) Jch verbitte mir jede Gefühlsäußerung.
Außerdem ſind hier noch Briefe, die Frau Erzberger an Herrn
Angele geſchrieben hat.

R.A. Friedländer: Herr Angele beſaß mehrere Kühe
und Schweine.
Vorſ.: Das iſt alles ſehr gut und ſchöne, aber der Mann

wird doch nicht ſelbſt Zucker gebaut haben.
Helfferich: Sind dem Herrn Nebenkläger nicht die Be

ziehungen des Herrn Angele zu dem Schultheißen von Mach
hauſen bekannt

Erzberger: Die Bauern verkauften damals die Gerſte ohne
Erlaubnis. Der Schultheiß iſt doch auch nur Bauer geweſen,
und er hat wahrſcheinlich um die erlaſſenen Verfügungen ſich
nicht viel gekümmert.

Helfferich: Angele iſt aus ſeiner Mälzerei pro forma aus
geſchieden, blieb aber an ihr finangiell beteiligt, um bei der
Reichsſtelle als Kommiſſionär tätig ſein zu können. Wußten
Sie von dieſer Schiebung?

Erzberger: Ich weiß nicht, warum hier Schiebung vor
liegen ſolle. Jch erinnere mich allerdings, daß Angele eines
Tages mir ſagte, er ſei aus der Firma ausgeſchieden und habe
ein eigenes Geſchäft aufgamacht.

Vorſ.: Exzellenz, haben Sie vielleicht Angele den Rat ge
Seven n W J

Helfferich: Jch bin außerordentlich wißbegierig, auch ich
möchte wiſſen, ob Angele die Transaktionen auf Rat des
Nebenklägers vorgenommen hat.

S Wperger e
A. Alsberg: Die Reichsgerſtenſtelle hatte Herrn Erz-

berger am 80. September mitgeteilt, daß Angele als Malz
fabrikant nicht Komaniſſionär der Reichégerſtenſtelle werden
kann. Es mußte Jhnen doch auffallen, Erzbevger,hier eine Jnteveſſentolliſion vorlag? wer daß

Erzberger: Durchaus nicht. Die Verfügung ſah ja aus
drücklich Ausnahmen vor.

Alsberg? Exzellenz, haben Sie die Reichsgerſten
ſtelle gezwungen, Angele als Kommiſſionär anzuſtellen?

Erzberger: Ich habe doch auch meinen eigenen Kopf.
einer Kriegsgeſellſchaft iſt für mich nicht

bar.
Helfferich: Jch entſinne mich, als ich noch Staatsſekretär

war, ein Schreiben des Herrn an Angele geſehen zu
haben, in welched Herr Erzberger ſchreibt, er danke um ſo
lieber, als er heute gerade für die Sache des Angele habe ein
treten können. Der Vorſitzende ſtellt feſt, daß ſich ein ſolches
Schreiben nicht bei den Akten befinde und fragt Erzberger, ob
ein ſolches Schreiben exiſtiert.

Erzberger: Das kann ich nicht auf meinen Eid nehmen,
denn ich entſinne mich nicht an jeden Brief, den ich einmal ge
ſchrieben habe.

Es wird hierzu der Zeuge Geheimrat Hagedorn,
der frühere Vorſitzende der Reichsgerſtenſtelle, vernommen.
Der Zeuge ſchildert zunächſt die Entwicklung der Reichsgerſten
geſellſchaft. Jm Jahre 1915 wurde bereits eine Gerſten
verwertungsſtelle gegründet, da bei der Ablieferung

der Gerſie durch das Land Unregelmäßigkelten vor
gekommen ſeien. Auch dieſe Geſellſchaft erfüllte ihren Zweck
nicht, und ſo beſchloß das Kriegsernährungsamt im Sommkr
1916, die Reichsgerſtenſtelle é ſchaffen, welche für eine ge
rechte Verteilung der Gerſte 8 ſorgen und und die Pri
vatgeſchäfte der Brauereien und Mälzereien zu verhindern
hatte. Der Zeuge war, wie die anderen Leiter der Reichs
gerſtenſtelle, der Anſicht ein Brauer oder Mälzer
prinzipiell nicht Kommiſſionär der Reichsgerſtenſtelle werden
dürfe, doch wurde in den Beſtimmungen hierüber Aus
nahmen offiziell zugelaſſen. Der Zeuge fährt dann
fort: Am 29. Auguſt lief ein Schreiben des Abg. Erzberger ein,
in dem er uns erſuchte, den Angele als Kommiſſionär
einzuſtellen. Wir antworteten, daß ſei unmöglich, da ein Mäl-

ein ſolches Amt nicht bekleiden könne. Angele hatte ſich
hon vorher als wenig zuverläſſig erwieſen und ſeiner

eigenen Mälzerei mehr Gerſte zugeteilt, als er
durfte. Es fand eine Beſprechung ſtatt, in deren Verlauf Herr
Oppen wörtlich ſagte: „Herrw Erzberger ſind ſchon größere
Opfer gebracht worden. Es iſt doch gleichgültig, ob der Angele
nun Kommiſſionär wird oder nicht. Stellen Sie ihn doch ein.“
Es wurde daraufhin der Ausweg gefunden, daß Angele aus
er Geſchäft austrat, Malz händler wurde und als
olcher Kommiſſionär der Reichsgerſtenſtelle werden konnte.

Vorſ.: Das war, auf gut deutſch geſagt, doch
eine Schiebung!

Zeuge: Herr Erzberger iſt noch in zwei weiteren Fällen
für Angele eingetreten, und zwar zur Erlangung einer Kon
tingentierung von Gerſte zu Malzkaffee und von Hafer für
HaferNährpräparäte. Bekanntlich waren die Fabriken alle
kontingentiert, und neue Betriebe ſollten nichts mehr erhalten.
Herr Angele hatte vorher weder Malzkaffee noch Hafer
präparate angefertigt. Wir ſandten das Verlangen
Angeles, das von Erzberger befürwortet wurde, an die Reichs
futtermittelſtelle zur Bearbeitung weiter. Herr Erzberger ver
handelte perſönlich mit der Futtermittelſtelle, die ſich erſt auf
einen ablehnenden Standpunkt ſtellte, ſpäter aber bewilligte.
Jm September 1917 wurde ein Verfahren egen
Angele vom Amtsgericht Ravensberg wegen Malzſchiebung
anhängig gemacht. Durch die Rkichsgerſtenſtelle wurde ein
Verfahren gegen alle Beteiligten eingeleitet. Von der Perſon
des Herrn Erzberger ſah man jedoch ab. Bewegung im Zu
raum.) Jch habe ſeinerzeit ein Verfahren gegen mich
und die meiſten Mitglieder der Reichsgerſtenſtelle beantragt,
weil uns vorgeworfen wurde, daß wir von Angele beſtochen
worden ſeien. Der Vorſitzende verlieſt hierauf den Gerichts
beſchluß auf Ein leitung eines Verfahrens gegen
den Abg. Erzberger wegen Verletzung der Rationierungs-
vorſchriften, vorbehaltlich der Entſchließung des Reichstages.

Ausſchluß der Oeffentlichkeit,
Nach der Pauſe wird noch Herr Angele, der freundliche

Lebensmittelſender, ſelbſt vernommen. Er wendet ſich
wie ein Aal. Selbſtverſtändlich hat er die Lebensmittelpakete
aus reiner Freundſchaft geſandt. s Ebenſo ſelbſtver
ſtändlich müht ſich der Zeuge nach Kräften, „ſeinen Abge
ordneten herauszureißen. Dann wurde der Fall Angele
erledigt und es ſoll über den Fall des Wirtſchaftsver-
trages mit Rumänien verhandelt wezden. Herr Erzberger
erhebt ſich und proteſtiert in ſeiner Eigenſchaft als Reichsfinanz
miniſter gegen die Oeffentlichkeit der Verhandlung dieſes
Falles. Der Saal muß geräumt werden und das Gericht ver
handelt unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit über den Antrag
des Miniſters. Der Vorſitzende verkündet nach Wiedereröff
nung, daß wegen Gefährdung der Staatsintereſſen die Oeffent
lichkeit während der Dauer der Verhandlung über den Wirt
ſchaftsvertrag mit Rumänien ausgeſchloſſen bleibt. Nicht ein
mal die Stenographen Helfferichs dürfen im Saale anweſend
bleiben. Nach Wiederherſtellung der Oeffentlichkeit wird die
Verhandlung auf Diensdag vertagt.

Die Miniſterkriſe in der Türkei
„Havas“ meldet aus Konſtantinopel An den

langen Verhandlungen zwiſchen den verſchiedenen Parteien
der Kammer und dem Miniſterium für nationale Wohlfahrt
nahmen faſt alle nationaliſtiſchen Abgeordneten teil. Dieſe
verlangten von der Regierung als Gegenbeweis für ihr
Vertrauen die Demiſſion von drei Miniſtern,
des Miniſters des Aeußern, des Miniſters des Jnnern und
des Juſtizminiſters. Jeder dieſer Miniſter ſolle durch einen
Nichtparlamentarier erſetzt werden. Die natio-
naliſtiſchen Abgeordneten hatten vorgeſchlagen, daß Sena
Bey (7?), der ehemalige Geſandte in Bukareſt und Sofia, das
Portefeuille des Auswärtigen übernimmt, Azim Bey das
des Jnnern und Lazim Bey (7) das für Juſtiz, was der
Sultan beſtätigte. Trotz dieſer Umformuung behält das
Kabinett proviſoriſchen Charakter und wird im
gegebenen Augenblick einem rein nationaliſtiſchen
Platz. machen.

Holland bleibt fen
Die „Preßinformation“ berichtet aus Amſterdamländiſche Regierung wird die neue Forderung der Aen vol.

Jnternierung des Kaiſers in Holländiſch-Jndien
lehnen. In ihrer Antwort wird ſich die niederländiſch r
gierung erneut auf den Voden des Aſylrechtes ſtellen e Re.
dem geflüchteten Kaiſer ein dauerndes A vire gern
einem neutralen Lande zuerkannt werden müſſe. t in

Frankreich beherrſcht Luxemburg
Nach der „Jndependance Luxembourgeoiſe“ iſt ein a

kommen zwiſchen Frankreich und Luxe
burg über die luxemburgiſchen Eiſenbahnen ine
zeichnet worden, das zwar das ſouveräne Recht Luxembu,
angeblich nicht berühre, aber die militäriſche Sicherheit e
die militäriſchen Intereſſen der beiden Nachbarſtaaten Abgeo
rückſichtige. Frankreich habe dadurch eine be her
ſchen de Stellung erlangt. rNach einer „Hapas“- Meldung aus Luxemburg v
einigen ſich am 20. Februar luxemburgiſche p el
tiker, die nicht den Parlamenten angehören, ſowie Jou, ekannt

e zu in e urgiſchen ferunKonferenz. Die Einladung geht von franzöſilamentariern aus. ööſiſchen dar e
itt unDer Deutſche Candbund z verſe

hielt geſtern in Berlin im r 7 ſeine erſte Ve erſtreterver ſammlung ab. hre zahlreiche hatte aller Fo
eugte von der Werbekraft des Landbundgedanten Friedenie in den letzten Tagen u. a. auch im Beitritt der Landoind ut ſche

Kurheſſen und Oldenburg zum Deutſchen
ihren Ausdruck fand.

einem flammenden Proteſt gegen die
Aus lieferung erklärte die h einſtimmig, de

rbä

Landbund

noch beſtehende Zerſplitterung der land uurſchaftlichen Organiſation zu beſeitigen. wirt ber 3
Eine zur Förderung der landwirtſchaftlichen Erzeugung ge. damit

ſgbte Entſchließung ſprach ſich aufs ſchärffte gegen i neiterbeibehaltung der Zwangswir halt W end ein
Die deutſche Landwirtſchaft würde der Regierung auf dieſem genen
Wege nicht mehr Klgen und die dadurch notwendig werdenden len Char
Maßnahmen im Wege der Selbſthilfe durchſetzen. herfluß iſt
d Weitere Beſchließungen befaßten ſich mit der Abwehr

e 3 im Einehmen mit dem ſtädtiſchen Bürgertum und mit den Reihen
wahlen. Jhre Vornahme wurde noch für dieſes Frühjahr l
miſch gefordert. Die Aufſtellung eigener „Liſten der vereinigten
Landwirte“ als Grundlage für evtl. Verhandlungen mit den
politiſchen Parteien wurde empfohlen.
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Deutſchnationale Beamtenſchaft, e. V.“ ſchlie
Einen regen Verlauf nahm die letzte Sitzung des Be nneſtie

m der Deutſchnation ispartei. u Lieferueinleitenden Worten gedachte der Vorſitzende Stadtrat Berndi nKriesder Wiederkehr des Jahrestages der Gründung des Deutſchen en erze

Reiches und des Geburtstages des Kaiſers, dem die Herzen der lieferung
Beamtenſchaft in ihren weiteſten und beſten Kreiſen auch weiter terzeichnu
zuſchlagen. Gegenüber der Auslieferungsliſte der Feinde ver ndler eid
langte er die ſofortige Herausgabe des Anblagematerials über icliche
die Verbrechen der Gegner, als deven ungeheuerlichſtes die Ver el 6 des

Hungerblockade gegen ein ganzes Volk gelten müſſen. ter be jedensvertr habe, daß es zu vielBeamte gäbe, ſo ſolle er zunächſt die vielen überflüſſigen Veiräte w Fälle v
und ſonſtigen Revolutionsräte entlaſſen. Danach wurden von neſtieve
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Geh. exped. Sekretär und Kalkulator Loſſſau und Abgeordneten
Oel ze die von dem in der vorhergegangenen Sitzung gewühlten
Unterausſchuß ausgearbeiteten Richtlinien für die Beamten
politik erläutert und von der Verſammlung angenommen. Den
Vortrag hielt Geh. Oberregierungsrat Dr. v. Dryander über
„Das Beamtenproblem vom ſtaatspolitiſchen Standpunkt“. Der
Redner ging davon aus, daß die wirtſchaftlichen Forderungen der dern auf
Beamten ſich von denen mancher anderer Berufsſtände inſofern P braucht
unterſcheiden, als ein wirtſchaftlich unabhängiges, ſozial geſicher ite zum
tes Beamtentum zu den weſentlichen Grundlagen der Staats ühnte frii
ordnung gehöre. Es liege aber nahe, auch einmal die zu
berühren, was für ein Beamtentum der Staat für ſeine
Aufgaben brauche. Die Beamten ſeien nicht Arbeitnehmer ded
Staates, ſondern Arbeitgeber und Arbeitnehmer in einer Perſon,
Träger der Staatsautorität, Uebermittler des Staatswillens,
infolgedeſſen ausſchließlich durch die Intereſſen des Staates be
ſtimmt und allen parteilihen Geſichtepunkten unzugänglich.
Daraus ergeben ſich die Pflichten der Sachlichkeit, der perſön
lichen Zuverläſſigkeit, ferner die Notwendigkeit ausreichender
Vorbildung, klarer Zuſtändiokeiten, eines geſchloſſenen Behörden
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Das Spiel mit dem Tode
44] Roman von Lola Stein
„Amerikanisches Copyright 1919 by Carl Duncker, Berlin.“

„Es war ſchrecklich,“ ſagte das junge Mädchen, „dieſe
ganze Szene war ſchrecklich. Jch habe direkt Furcht vor
Bronſart bekommen. Ein wenig unheimlich iſt mir ſeine große
Gewalt über Maja ſchon manchmal geweſen. Aber heute,
heute habe ich mich geängſtigt vor ihm.“

„Jſt er nicht öfters ſo unbeherrſcht?“
„So wie heute war er noch nie. Und früher habe ich

überhaupt keine beſonderen Ausfälle ſeines Weſens bemerkt.
Das iſt erſt, ſeit Sie zurückgekommen ſind, und ſo oft von
Majas erſten Mann geſprochen haben. Nur wenn Jhres

Name fällt, wird Dr. Bronſart ſo maßlos heftig,
onſt nie.“

Er nickte ſchwer vor ſich hin. „Nun, leben Sie wohl,
Fräulein Erika. Sehe ich Sie noch, ehe Sie reiſen?“

„Jch mache Jhrer Frau Mama doch ſelbſtverſtändlich noch
einen Abſchiedsbeſuch.“

„Dann alſo: auf Wiederſehen, Fräulein Erika.“
Er verließ das Haus, blieb im Vorgarten ſtehen und ſah

zu den erleuchteten Fenſtern im erſten Stock empor. Würde
ſh Zimmer, das er ſoeben verlaſſen, jemals wieder

en
Er ging langſam weiter: ruhig, ruhig ſein und über-

legen. Heute, vorhin bei der erregten Szene mit Raoul
Bronſart, war ein Lichtſtrahl in das chaotiſche Denken der
letzten Zeit gefallen, eine Erkenntnis hatte ihn plötzlich über
kommen. Eine Erkenntnis, die furchtbar war, doch an der
es kein Rütteln und Deuteln mehr gab.

Er hatte es Raoul Bronſarts verzerrten Mienen, ſeiner
völligen Unbeherrſchtheit, ſeinen in Erregung und ohne jede
Ueberlegung hervorgeſtoßenen Worten angemerkt: eine
Schuld war in T Leben. Eine Schuld gegen den Toten.

niemals klar und deutlich zum Bewußtſein gekommen war,
heute hatte er es bemerkt; im Leben Raoul Bronſarts war
eine dunkle Tat, die das Licht der Sonne zu ſcheuen hatte,
und dieſe Tat hing mit Hermann Lindner zuſammen.

Welcher Art mochte ſie ſein? Er dachte an Maja. Sie,
nein ſie wußte nichts von ſeiner Schuld, ihr Leben war unge
trübt von dunklen Gewalten, ſie war rein, ja, ſie war die ver
körperte Reinheit. Sie hatte dem niemals geliebten Gatten,
der ſie quälte und peinigte, auch die Treue nicht gebrochen,
davon war Axel überzeugt.

So mußte es etwas ſein, wovon ſie nichts ahnte und
wußte und was dennoch mit ihr zuſammenhing? Denn nur
eine Schuld, geboren aus ſeiner unſeligen Leidenſchaft, konnte
in Bronſarts Leben ſein.

Axel dachte an des Bruders plötzliches Sterben.
Und plötzlich durchzuckte ihn eine Vorſtellung ſo unge

heuerlich und entſetzlich, daß der einſame Mann laut auf
ſtöhnte. Nein, das nicht, nur das nicht. Fort, fort mit dieſen
Gedanken.

Aber er blieb. Er niſtete ſich ein in ſeiner Seele, er
ſchlug Wurzel in ſeinem Herzen. Eine Stimme in ſeinem
Jnnern raunte ihm zu: forſche, forſche und erlahme nicht,
du biſt auf der rechten Spur.

Nicht nur um eine Schuld, begangen an dem Toten, der
nichts mehr davon wußte, zu ſühnen, mußte er ja forſchen und
handeln, mehr, weit mehr noch galt ſeine Sorge der

Lebenden. 3Maja Lindner durfte niemals das Weib eines Mannes
werden, der Schuld auf ſeine Seele geladen. Sie, die Reine,
mußte und ſollte bewahrt bleiben vor einem verhängnis
vollen, nie wieder gut zu machenden Schritt.

Ach, Axel fühlte es wohl: ſeine Liebe war es geweſen,
ſeine ſtets wache und ſorgende Liebe um die geliebte Frau,

die ihn zuerſt ſeinen Argwohn faſſen, zuerſt des einſtigen
Freundes Weſen genauer beobachten ließ. Vielleicht wäre er
über alle Seltſamkeiten Raoul Bronſarts gleichgültiger hin
weggegangen, wenn Maja Lindners Geſchick nicht ſo eng
mit ignem Wanne zuſgmwmenbing 2

Axel Lindner fuhr in das Bureau Günter Herfords. Der
erſchrak, als er in des Freundes weißes Antlitz ſah.

„Was iſt dir denn paſſiert, Axel? Du ſieht zu Tode
erſchöpft aus und ſo feierlich?“

„Haſt du Zeit für mich, Günter?“ fragte Axel ſtatt
aller Antwort. Und als der andere nickte, da ſagte er: „Nun

ähle mir alles, was du, ſeit -Raoul Bronſart in Berlin
lebt, von ihm und von Maja weißt. Beſinne dich gut, denke
genau nach, es hängt viel, ſehr viel von deinen Worten ab.

„Willſt du mir nicht erklären,“ fragte der Rechtsanwalt
beunruhigt, „was das alles bedeutet?“

Da ſagte Axel ihm, was ſich heute in Maja Lindners
Villa ereignet, er ſprach ihm von Raoul Bronſarts ſeltſamen
Benehmen, ſobald der Name des Toten fiel. Und daß ein
Verdacht gegen den einſtigen Freund Wurzel in ſeiner Seele
geſchlagen. Er ſagte nicht, was er dachte, weſſen er ihn be
ſchuldigte, er drang nur in den Freund, ihm alles zu ſagen
was er von Bronſart und ſeinem Verhältnis zu Hermann
Lindner wiſſe.

Das aber war nicht viel. Der Rechtsanwalt dachte ange
ſtrengt nach, er erinnerte ſich des erſten Males, da er dem
Schriftſteller begegnet war. Länger mit ihm zuſammen war
er erſt am Weihnachtstage im Lindnerſchen Hauſe. Damals
hatte er in Bronſarts Feueraugen ſein Gefühl für Maja zu
leſen geglaubt.

Sechs Wochen ſpäter war das Wohltätigkeitsfeſt bei Lroll
das Maja Lindner mit Raoul Bronſart beſucht hatte. Günter
erzählte von dieſem Abend, von dem Arel bisher noch nichts
gewußt. Er erfuhr, daß die beiden Menſchen gemeinſam
Feſt verließen zu einer ungewöhnlich frühen Stunde, und daß
ſie nach Ausſagen des Portiers zu Adlon gefahren waren.

Die Nachricht von dieſem heimlichen Zuſammenſein der
beiden Menſchen erſchütterte Arel tief. Wo Maja dennoch
abgeirrt vom geraden Wege der Pflicht? War ſie doch nicht
ſo tein, wie er ſie bis heute geſehen? Er verbannte dieſe Ge
danken. Nicht zweifeln, o, nicht zweifeln an ihr, die das
Befte und Heiligſte ſeines Lebens war.
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t dorſtmann, Kapitänleutnant, Kommandant U. 89.
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v rer
hgutehter Deutſchnationalen Beamtenſchaft“ korporativ an
m heabſichtige. Die Gründungsverſammlung, in der
hliehe veamtenparlamentarier das Wort ergreifen werden,
e Abg. v. Kries über den Stand der Veſoldungsvor
ar rechen wird, findet am Dienstag, den 17. Februar d. J.

i ardnetenhauſe ſtatt.

Eine polniſche Liſte
Berlin, 16. Februar.

gekanntlich hat ſich an der Aufſtellung der Aus
„Ferungsliſſt e auch Polen beteiligt, das darin nicht
e als 51 Perſonen eines Kriegsver-
prrens beſchuldigt. Daß Polen einen derartigen
un würde, iſt in der polniſchen Preſſe in letzter Zeit
r verſchiedentli angekündigt worden. Dieſe Nach-
u erſchienen aber zunächſt kaum glaubhaft, da Polen

r Form auf ſeine ſich aus den Artikeln 228 bis 230
Friebensvertrags ergebenden Rechte verzichtet hat. Der
ſch-polniſche Amneſtievertrag vom 1. Ok-

beſtimmt nämlich in Artikel 6, daß jeder vertrag-
ehende Teil volle Freiheit für alle vor dem Jnkraft

dieſes Vertrages begangenen geſetzlich oder diszi
variſch ſtrafbaren Handlungen gewährt, die auf mili
iſche, politiſche oder nationale Betäti-

Juungunſten des anderen Teils zurückzuführen ſind.
hen der Wortlaut dieſer Beſtimmung ſtellt außer Zweifel,

damit alle auf der Geſamtheit der beiden Staaten zu
nd einer Zeit vor dem Jnkrafttreten des Vertrags be-
enen Handlungen militäriſchen, politiſchen oder natio-
n Charakters reſtlos amneſtiert werden ſollen. Zum
erfluß iſt aber bei den Verhandlungen, die zum Abſchluß,

Vertrages führten, gerade die Frage der Ausdehnung
die deutſchen Militärs und Beamten, dierend des Krieges. ſich in Kongreß Polen befanden,
ſchen den deutſchen und den polniſchen Unterhändlern

ehend, und zwar unter ausdrücklicher Bezugnahme auf
Juslieferungsbeſtimmungen des Friedensvertrages er-

tet worden. Die polniſchen Delegierten erklärten damals
enüber den deutſchen Unterhändlern, es ſei ſchwer ge-
en, das Einverſtändnis ihrer Regierung zu einer der
g weitgehenden Beſtimmung zu erzielen. Aber es ſei

ſWhleßlich doch gelungen Als Beiſpiel eines
nneſtiefalles iſt dabei gerade der Fall des jetzt auf

z Lieferungsliſte ſtehenden früheren Verwaltungschefs
n Kries erwähnt worden, von dem die polniſchen Dele

en erzählten, daß ihre Regierung urſprünglich ſeine
züeferung verlangen wollte. Es beſtand ſonach bei der
erzechnung des Vertrages, wie die deutſchen Unter

ndler eidlich erhärten können, volles und aus
ückliches Einverſtändnis, daß Polen durch

ükel b des Vertrages auf das ihm nach Artikel 228 des
iedensvertrages zuſtehende Recht verzichte. An ſich wären
ar Fälle von gemeinen Verbrechen denkbar, die durch den
neſtievertrag nicht gedeckt ſein würden, obwohl die pol
ſche Auslieferungsliſte die von der polniſchen Regierung
hobenen Beſchuldigungen nur ganz oberflächlich mit ſum-
miſchen Schlagworten bezeichnet, geht daraus doch mit
ler Deutlichkeit hervor, daß ſich zum mindeſten die Mehr-

der Beſchuldigungen nicht auf gemeine Straftaten,
dern auf politiſche oder militäriſche Maßnahmen bezieht.

z braucht nur darauf hingewieſen zu werden, daß auf der
e zum Beiſpiel General von Beſeler und der er
öühnte frühere Verwaltungschef von Kries erſcheinen,
en Plünderung, Erpreſſung und Zerſtörung von

thriken vorgeworfen werden. Die deutſche Regierung ſieht
h hier alſo einem glatten Vertragsbruch gegenüber. Ob
inwieweit Polen hierbei unter dem Druck der Entente

ndelte, kann dahingeſtellt bleiben. Sollte es ſich ſoweit
Abhängigkeit von ſeinen Verbündeten begeben haben, daß
den Gehorſam von ihren Weiſungen über die Pflicht der
tragstreue ſtellt, ſo hätte es ſich damit ſelbſt aus der Liſte
Staaten geſtrichen, mit denen Verträge geſchloſſen werden

Jedenfalls iſt der Standpunkt der deutſchen Re
erung der polniſchen Auslieferungsliſte
genüber vorgezeichnet. Hier brauchen die den übrigen
tenteſtaaten gegenüber in Betracht kommenden Er-
ögungen nicht geſtellt zu werden. Hier gilt nicht das An
bot in der bekannten deutſchen Note vom 25. September.

dier kann es nur unbedingte Ablehnung aus
echtsgründen geben.

JTtalieniſche Auslieferungsliſte
I. Unterſeebootkrieg.

Von Arnauld de la Perrière, Leutnant, Kommandant
x Franz Becker, Leutnant, Kommandant UC. 20 und

n des Unterſeebootes UB. 50 (auch U. 81 bezeichnet. Du
art

Leutnant, Kommandant U. 32. Klatt, Leutnant, Kom
andant UC. 88. x Robert Morath, Leutnant, Kommandant
64. Steinbauer, Leutnant, Kommandant U. 79, alias

8 48. Valentiner, Leutnant, Kommandant U. 88, ſpäter des
euzers U. 157. von iſchel, Leutnant, Kommandant U. 65.
don Kumpel, Leutnant, Kommandant UC. 20. von Mellen
n, Leutnant, Kommandant U. 80.

II. Behandlung der Kriegsgefangenen.
Choltz, General, Kommandant des Lagers Langenſalza.

Vetter, General, Inſpektor der Lager des 1. A. K. Rabb,
neral, Kommandant des Lagers Lechfeld. Freasdorf,
inant, Adjutant des Generals Rabb. von Bonin, General,
mmandant des L Brandenburg. Schultz, Oberſt, Kom
indant des Lagers Celle. Roßberg, Leutnant, Komplize des
erſten Schulß, Kommandanten des Lagers Celle. Müller,
nant, c Kolb, Oberſt, Kommandant des Lagers Wittenberg.
Amburg, Oberſt, Kommandant des Lagers Auguſtabad,
Wſerh Koh, Hauptmann, 8. Komp., Langenſalza. Krauß,

broffizier, Langenſalza. Beunau, Hauptmann,
r Rerſehurg. Meulleurs, Hauptmann, Kommandant des

er Dyrotz. Otto Klips, Soldat, 2. Komp. 6. Vatl. (20.
mt-Nazedonien).

III. Vergehen in den beſetzten Gebieten.
Otto von Bekow, General, befehligte die 14. öſterreichiſch

be Irme von C r, Etappenkomman-c r e S ba vent Se Eiolonen, Kriegs

Halle und Amgebung
H alle, 17. Februar.

StadtverordnetenSitzung
Sitzung, die in Anbetracht einer Tagesordnung

von 37 Punkten durchaus normal verlief. Zumal was die
zahlreichen geforderten Nachbewilligungen anbelangte. Es
erregt ja allerdings in unſeren Tagen, da man ziemlich ge-banfenlos mit den Papierſcheinen um ſich zu werfen pflegt,

kein ſonderliches Aufſehen, wenn eine Stadtverordnetenver-
ſammlung Tauſende über Tauſende bewilligen muß. Man
vergißt auch zu leicht, daß derartige Summen mitunter
auch auf ſechs oder gar ſiebenſtellige Ziffern anſchwellen
können. So mußten geſtern allein für das ſtädtiſche Gas-
werk Million, für das Waſſerwerk über Million nach-
bewilligt werden. Man gibt ſich freilich der Hoffnung hin,
daß dieſe Mehrausgaben durch die Erhöhung der Waſſer-
bezw. Gasgebühren gedeckt werden. Warten wir es einmal
ab. Jmmerhin kann bei dieſen Betrieben eine derartige
Hoffnung mit weit größerer Berechtigung ausgeſprochen
werden, als beiſpielsweiſe bei den in ſtädtiſche Regie über-
gegangenen Gaſtwirtſchaften „Bad Wittekind“ und „Zoologi-
ſcher Garten“. Dieſer Kommunaliſierungsverſuch koſtet dem
Stadtſäckel bisher Fortſetzung folgt vielleicht ſchon in der
nächſten Sitzung das runde Sümmchen von 312 000 Mk.!
Dabei ſind z. B. nicht mit eingerechnet die 24 000 Mark,
die geſtern für den Bau des Antilopenhauſes im Zoo nach
bewilligt wurden. Alle derartige Poſten bezw. Pöſtchen
ſollen dem ſchier unerſchöpflichen, bereits zu einer gewiſſen
Berühmtheit gelangten Kapitel XXIV, 14 Allgemeiner
Dispoſitionsfonds entnommen werden.

Eine längere Debatte entſpann ſich eigentlich nur bei
dem Antrag auf Streichung des Religionsunterrichts.

Frau Stadtv. Krüger immerhin anzuſprechen hält es
für unerträglich,
richtsplane zwei Stunden für Religion angeſetzt ſind, und
fordert
Streichung dieſes Unterrichtsfaches,
ſchränkten“ (7) Lehrplan
fächern auszufüllen. Die wuchtigen, überzeugenden Worte,
die daraufhin Rektor Splett an die Verſammlung rich-
tete und die allem Anſchein nach auch eines gewiſſen Ein
druckes auf die äußerſte Linke nicht entbehrten, ließen den
Stadtv. Bock noch einmal zum letzten Schlag ausholen: er
zitierte Nietzſche, Schopenhauer, Goethe und Schiller! Se r
eingehend kann ſich übrigens Herr Bock mit dieſen Philo-
ſophen nicht beſchäftigt haben, denn er zitierte ſeine fein
ſäuberlich auf Papier fixierten „Argumente“ ziemlich
ſtockend. Was ja auch ſchließlich von einem politiſchen
Volksblattſchriftleiter nicht weiter zu verwundern iſt.

Sonſt iſt aus der Sitzung für die Oeffentlichkeit noch
von beſonderem Jntereſſe die Aenderung des Ortsſtatuts
über die hausgewerbliche Krankenverſicherung. Jn Zu-
kunft werden die Hausgewerbetreibenden hinſichtlich ihrer
Anſprüche den übrigen Verſicherten der Allgemeinen Orts-
krankenkaſſe gleichgeſtellt. Ein finanzielles Opfer bedeutet
dieſe Aenderung für die Stadt nicht. c

Sitzungsbericht
Nach Eröffnung der Sitzung teilt Stadtv.- Vorſteher Hennig

einige Eingänge mit. Für heimkehrende Kriegs- und Zivil-
gefangene ſind 600 Mk. Veihilfe beantragt. Der Magiſtrat ſieht
ſich nicht in der Lage, dieſe zu zahlen, zumal auch das Reich
hierfür zuſtändig iſt. Ferner hat der Verband freier Ange
ſtellter eine Gehaltserhöhung für Soliſten, Chor- und Ballett-
mitglieder des Stadttheaters in Höhe von 60 Prozent beantragt.

Rive empfiehlt Ueberweiſung dieſes Antrages
an den Magiſtrat zur Entſcheidung. Der Bund techniſcher An
geſtellter fordert in einer Eingabe mit längerer Begründung
Trennung des Wohnungsamtes in zwei Abteilungen. Stadtv.
Vorſteher Hennig ſchlägt vor, dieſe Eingabe dem Rechts undVerfaſſungsausſ und zu überweiſen. Ein Vorſchlag des Vereins

der Pferdehändler, man möge bei Vergrößerung des hieſigen
Viehmarktes Unterkunftsräume für das Pferdematerial ſchaffen,
wird dem Verkehrsausſchuß überwieſen.

Daraufhin geht man zur Tagesordnung über.
vom Stadtv. Oſterburg (Unabh.) eingebrachter Wahlvorſchlag,
an Stelle des aus der Stadtbaudeputation aus-
ſcheidenden Regierungsrats Ziertmann Polier Ernſt Müllerzu wählen, findet Annahme. Desgleichen ſtimmt die Stadtver-

ordnetenver ſammlung einem Beſchluſſe, als Mitglieder der
Bergwerksdeputation die Stadtvv. Schrader, Minner,
Vollbracht und Oſterburg ſowie zwei Magiſtratsmitglieder, vier
Stadtverordnete und drei Bürger als Beiſitzer für das Miet-
einigungsamt zu wählen, zu. Jn den einzurichtendenSachber ſtändigen usſchuß zur Feſtſetzung von
Höchſtgrenzen für Mietzins ſteigerungen werden als
Hausbeſitzer Stadtvv. John und Blumentritt, als Mieter Stadtvv.
Günther und Rödiger gewählt.

Zur Begründung eines Antrages auf
Aenderung der hausgewerblichen Krankenverſicherung

im Gemeindebezirk der Stadt Halle führt Stadtv. Finger
(D. Volkspartei) aus:

Die Verſicherung der Hausgewerbetreiben-
den wurde in der Stadt Halle auf Grund des Geſetzes vom
4. Auguſt 1914 RGVB. S. 837 durch Ortsſtatut geregelt. Nach

8 dieſes Ortsſtatuts haben die Hausgewerbetreibenden An-
ſpruch auf die ſogenannten Regelleiſtungen. Die während der
Jahre des Beſtandes des Ortsſtatutes gemachten Erfahrungen
haben einerſeits gezeigt, daß ſich das Statut bewährt hat,
andererſeits hat ſich herausgeſtellt, daß die Verſicherung der
Hausgewerbetreibenden die Allgemeine Ortskrankenkaſſe keines-
wegs derartig belaſtet hat, daß eine Beſchränkung der ver-.
ſicherten Mitglieder auf die Regelleiſtungen noch gerechtfertigt
wäre. Das Verſicherungsamt hat daher am 7. Oktober 1918 bei
der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe die Ausdehnung der Kaſſen
leiſtungen für Hausgewerbetreibende auf die ſogenannten
Mehrleiſtungen und hiermit die Gleichſtellung dieſer
Gruppe der Verſicherten mit den anderen Gruppen, welche ſolche
Mehrleiſtungen erhalten, aygeregt. Die Allgemeine Orts-
krankenkaſſe hat ſich bereit erklärt,
ſprechen. Danach ſoll der H 8 des Ortsſtatuts für die haus-

Ein

gewerbliche Krankenverſicherung in Zukunft folgenden Wortlaut
haben: „Die Hausgewerbetreibenden werden hinſichtlich ihrer
Anſprüche den übrigen Verſicherten der
krankenkaſſe leichgeſtellt. Mithelfendehaben nur Anſprug auf Krankenpflege.“
die Stadt Halle an dieſer Aenderung des Ortsſtatuts, durch
welche die Regelleiſtungen zu Mehrleiſtungen ausgedehnt wer-
den, nicht intereſſiert, weil das Geſetz vom 4. Auguſt
1914, wonach die Gemeindeverbände für die Verſicherung Zu
ſchüſſe zu leiſten hatten, wenn
7 Deckung des Bedarfs der

Famißjenangehörige

Kaſſe nicht ausgexeicht hat, durch
vorerwähnte Geſetz am 13. Janugx 1919 aufgehoben wor

am 31.

„zum Wohle unſerer heranwachſenden Kinder“ die
wen bei Bewilli des erſten Antrages auf 175 000 Mk. geſtellt

mit „elementaren“ Unterrickh t8 ei Bewi igung es erſten Antrages au 2 weor. e e
wurden, aus dem Subſtanzgelderfonds zu bewilligen, wird zu

ſammenzulegen,

dieſer Anregung zu ent

Allgemeinen Orts-

Finanziell iſt

die Erhebung der Kaſſenbeiträge

den iſt. Es ſei nur nebenbei bemerkt, daß die wirtſchaftVerhältniſſe der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe, über u 7
nicht die Gemeinde, ſondern das Verſicherungsamt führt,

durchaus günſtige ſind. Es r die Einnahmen der Kaſſe
Oktober 1914: 2561 253,8 Mk., die Ausgaben

2 053 396,76 Mk. Mithin ein Mehr von 507 856,72 Mk. Das
Vermögen der Kaſſe beziffert ſich auf 1897 626,84 Mk.

Stadtv. Kleeis (Mehrheitsſoz.) weiſt darauf hin, daß dieOrtskrankenkaſſe ſchon vor zwei Jahren eine derartige AÄusgeſtal
tung gewünſcht hat. Obwohl ihr Vermögen heute rund
1397 000 Mk. beträgt, kann dieſes Verhältnis keineswegs als
ganſtig bezeichnet werden. Die Jntereſſenkreiſe dürfen keine

eranlaſſung „haben, ſich auf eine derartige Finanzlage zu
ſtützen. Es müſſen die Ausgaben der Kaſſe berückſichtigt werden,
die ſich auf 4 Millionen beziffern. Stadtv. Finger (Dtſch.
Volksp.) ſpricht ſich gegen die peſſimiſtiſche Anſchauung des Vor-
redners über die Finanzlage der Ortskrankenkaſſe aus und
empfiehlt Annahme der Aenderung, welche ſeitens der Stadt-
verordnetenver ſammlung erfolgt. Die folgenden Punkte der
Tagesordnung behandeln die Einrichtungen von Notwohnungen
in der Hauptfeuerwache, denen die Stadtverordnetenverſammlung
zuſtimmt.

Ein vom Stadtv. Ho s (Dem.) begründeter Antrag be-
treffend die Ruhegehälter der Beamten der Stadt
Halle enthält folganden Zuſatz zu S 2 des diesbezüglichen Orts-
ſtatuts: „Die gleiche Anrechnung erfolgt bei Nichtmilitär-
anwärtern, ſofern ihre penſionsfähige Zivildienſtzeit mindeſtens
10 Jahre beträgt.“ Der Beſchluß hat keine rückwirkende
Kraft. Die gleiche Anrechnung erfolgt bei Nichtmilitär-
anwärtern, ſofern ihre penſionsfähige Zivildienſtzeit mindeſtens
10 Jahre beträgt. Durch Annahme dieſes Zuſatzes verſchwinden
beſonders Härten gegenüber den Polizeibeamten, die bei ihrem
hieſigen Dienſtantritt mindeſtens 6 Jahre beim Militär gedient
haben müſſen. So wird eine Gleichſtellung ſämtlicher ſtädtiſcher
Beamten mit den Staatsbeamten bezüglich der Penſionierungs-
grundſätze erzielt.

Der Kauf eines automobilen Arbeitswagens wird nachträg-
lich von der Verſammlung genehmigt. Von ſeiten des Bau-
ausſchuſſes empfohlene bauliche Aenderungen in den „Thalia-
ſälen“ werden genehmigt, desgleichen die Einrichtung elektriſcher
Beleuchtung im Heizraum der Torſchule.

Jm Jntereſſe der Schaffung von Kleinwohnun-
Eine deutſche Frau und Mutter als ſolche iſt ja e werden 200 000 Mk zum Ausbau des Grundſtückes Ritter-

raße 17 bewilligt, ebenſo 18 000 Mk. als Baukoſtenzuſchuß zur
e Errichtung von vier Kleinwohnungen im Grundſtück Delitzſcherwenn auf einem zwanzigſtündigen Unter 8 zStraße 8. Dem Erſuchen des Magiſtrats, für Beſchaffung

verſchiedener Gegenſtände und Einrichtungen für den Gaſt- und
Schankwirtſchaftsbetrieb des „Bades Wittekind“ einen
Betrag von 25 000 Mk. unter denſelben Bedingungen, wie ſie

geſtimmt. Auch dieſe Summe von 25 000 Mk. iſt aus den Be
trieben der Gaſtwirtſchaften „Bad Wittekind“ und „Zoologiſcher
Garten“ mit 5 Prozent zu verzinſen und mit 2 Prozent zu
tilgen. Stadtbaurat Jo ſt ſpricht gelegentlich des Antrages, das
der Sktadtgemeinde gehörende Garteninventar neu zu ſtreichen,
die Hoffnung aus, für dieſen Behuf mit einem Betrage von
12 000 Mk. auszukommen.

Zur Inſtandſetzung geſchichtlich-architektoniſch bedeutſamer
Teile des Rathausinnern ſowie zur Herrichtung von Sitzung s-
zimmern im Rathauſe werden zu den aus Svarkaſſen
überſchüſſen von 1915 zur Verfügung geſtellten 30 000 Mk.
4000 Mk. nachbewilligt, desgleichen für Tilgung einer Ueber-
ſchreitung des Betrages beim Bau eines Antilopenhauſes
im Zoologiſchen Garten rund 24 000 Mk.

Nachbewilligung für Gas- und Waſſerwerk
Die nach dem Haushaltsvplane des Gaswerkes für das

Rechnungsjahr 1919 zur Verfügung ſtehenden Mittel reichen zur
Beſtreitung der notwendigen Ausgaben nicht aus. Die Geſamt-
mehrkoſten betragen 562 862 Mk. Dieſer Mehraufwand wird
hauptſächlich durch die erhöhten Ausgaben für Arbeitslöhne,
Materialien und Unterhaltung der Betriebseinrichtung verur-
ſacht. Der Magiſtrat bittet, dem Vorſchlage, daß die erforder-
lichen Mittel aus den zu erwartenden Ueberſchüſſen des Gas-
werkes genommen werden, zuzuſtimmen. Aehnlich liegen die
Verhältniſſe bei dem Waſſerwerk, deſſen Geſamtmehrkoſten
263 622 Mk. betragen. Auch dieſe Ueberſchreitung wird ge-
nehmigt in der Erwartung, daß die Mehrausgaben aus den in-
folge Erhöhung der Waſſergebühren zu erwartenden Mehr-
einnahmen gedeckt werden.

Antrag auf Streichung des Religionsunterrichts
Die U. S. P. ſtellt folgenden Antrap:

Die Stadtverordnetenverſammlung möge bei den zuſtän-
digen Stellen beantragen, daß bei dem jetzigen gekürzten
20ſtündigen Lehrplan pro Woche die Stunden für den Reli-
gionsunterricht geſtrichen werden.

Frau Stadtv. Krüger (U. S. P.) begründet den Antrag
folgendermaßen: Während des Krieges iſt die Zahl der Schul-
ſtunden. ſehr verkürzt worden, woran ſich nach Eintritt des
Waffenſtillſtandes nichts geändert hat. Schuld daran iſt die
Kohlennot. Erſt ſpäter dachte man daran, Schulen zu-

ſo daß wenigſtens der 20ſtündige Lehrplan
durchgeführt werden konnte. Auf dieſem ſtehen zwei Stunden
Religionsunterricht. Handarbeiten, Rechnen, Deutſch fallen aus

und werden dadurch vernachläſſigt, Fächer, die für das praktiſche
Leben dringend notwendig ſind. Vor dem Religionsunterricht
ſteht die Geiſtlichkeit mit ſchützender Hand. Mit erhobener
Stimme fordert Rednerin bei dieſer Gelegenheit die Arbeiter
auf, ihre Kinder aus dem Religionsunterricht zu nehmen.

Stadtſchulrat Brendel betont, daß die Streichung des
Religionsunterrichts eine Angelegenheit für ganz Preußen fei,
und daß Frau Krüger ihren Wunſch bald in Erfüllung gehen
ſehen wird, wenn erſt einmal die Trennung in katholiſche, evan
geliſche und weltliche Schulen erfolgt iſt. Der Antrag verlangt
etwas von der Stadt, was nicht möglich iſt. Stadtv. Minner
möchte die Aeußerung von Fachleuten hören und beantragt die
Ueberweiſung des Antrages an den Schulausſchuß ſowie zur
Klärung der Rechtsfrage an den Rechts und Verfaſſungsaus-

ſchuß. Stadtv. Plönnigs (Dem.) bittet, da in Konfeſſions
ſchulen der Religionsunterricht Heimatsrecht hat, um Ablehnung.

Stadtv. Splett (Chriſtl. Volkspartei): Jch bitte im Namen
meiner Freunde, den Antrag abzulehnen. Der Fall iſt viel zu
ernſt, Sie wollen das beſeitigen, was den Menſchen erſt Würde
und Zuſammenhalt gibt. Wenn ein Antrag gegen die Methode
des Religionsunterrichts erfolgt wäre, ſo hätte er mehr Zuſtim-
mung gefunden. Wenn Sie die Jugend in ihrer mater'ellen
Weltanſchauung zu Maſchinen erziehen wollen, verſündigen Sie
ſich an der Menſchheit. Sie rauben ihr Klarbeit und Harmonie.
Ein ſozialiſtiſches Europa wird entweder chriſtlich ſein oder gar
nicht in die Erſcheinung treten. Stadtv. Bock hält ſich und
ſeine Partei nicht für Anhänger des katholiſchen oder evan-
geliſchen Glaubens, wenn ſie vom Chriſtentum reden. Nach
ſeiner Meinung paßt der Begriff der Religion nicht in den

Rahmen einer Kirche, denn die Kirche dient heute zur Aufrecht-
erhaltung einer ganz beſtimmten Machtrichtung ſowie der
Erziehung zu braven Staatsbürgern. Stadtv. Ho s (Dem.)
ſtellt Antrag auf Schluß der Debatte. Die Abſtimmung ergibi
Stimmengleichheit, ſo daß die Stimme des Stadtverordneten
vorſtehers den Ausſchlag zugunſten des Antrages ergibt.

Stadtrat Wurm erklärt auf einen Antrag der U. S. P.,
den ſtädtiſchen Angeſtellten und Beamten gewerbliche Neben-
beſchäftigung zu verbieten, daß dieſes Verbot bereits beſteht, ſo
daß der Antrag zum Schluß abgelehnt wird.

Anfrage wegen des Rittergutes Beeſen.
i U. S. P. hat folgende Anfrage an den Magiſtrat

gerichtet:

„Jſt dem Magiſtrat bekannt, ä des Rittorgutes eſern, h Kandt, ren r. We ge



benkt der Magiſtrat nunmehr mit dem Rittergut Beeſen zutun? Jſt der Magiſtrat Tereit der Stadtverordnetenver

ammlun h darüber zu erteilen, wie in Zukunft dasirtſcha verhältn s mit dem Rittergut Beeſen geregelt wer
den ſoll

Hierzu führt Stadtv. O c (Unabh.) aus: DarRittergut hat b 14 000 Mk. jährüdhen Pachtzins gekoſtet.
Dieſer iſt bei der Neuverpachtung auf 10 000 Mk. u
worden, allerdings hat der neue Pächter die Verpflichtung über
nehmen müſſen, 8 Arbeiterwohnungen zu ſchaffen, deren Koſten
heute auf rund 80 000 Mk. zu veranſchlagen ſind. Andererſeits
iſt die Stadt vertraglich verpflichtet, für das Rittergut einen

etreide-Elevator zu beſchaffen, der heute nicht unter
60-—80 000 Mk. käuflich iſt. Redner ſpricht ſich bei dieſer Ge
legenheit auch dafür aus, daß die Ziegelei Planena, die zurzeit
um den viel zu geringen Pachtzins von 4000 Mk. verpachtet iſt,
in ſtädtiſche Regie zu übernehmen. Wir müſſen lernen, ſelbſt
u wirtſchaften, auch wenn wir damit anfangs in ſchwierige Verhältniſſe kommen, die aber bald überwunden werden. ch be

antrage, den Pachtvertrag für ungültig zu erklären,
da er nicht von der allein gültigen Stelle, der Stadtverordneten
r aus, die Genehmigung erhalten hat. Stadtrat
Fiſcher beantwortet die Anfrage. Er ſtellt feſt, daß die
Städteordnu.ig vorſieht, daß, wenn eine Stadtverordnetenver-ſammlun nicht exiſtiert oder verhindert iſt, zu tagen, der Be
zirksausſchuß die Vertretung übernimmt. Das iſt Geſetz. Von
einem Rechtsbruch kann daher nicht die Rede ſein. Der Vertrag
iſt außerdem auch gar nicht ungünſtig für die Stadt.
Jch verweiſe nur auf die ſehr läſtige Verpflichtung für den
Pächter, innerhalb der Pachtzeit 8 Arbeiterwohnungen zu
bauen, die dann nachher ohne Entſchädigung in ſtädtiſchen Beſitz
übergehen ſollen. Was unſere Verpflichtung anbetrifft, einen
Elevator einzubauen, ſo glaube ich, daß wir darum herum-
kommen; denn der Pächter wird vernünftig genug ſein, um
einzuſehen, was für Koſten das heute der Stadt auferlegen
würde. An die Beantwortung der Anfrage ſchließt ſich noch
eine längere Debatte an, die ſich damit beſchäctigt, ob die An
frage überhaupt geſchäftsmäßig erfolgt ſei.

Der Berufs-Schulverein zu Halle hat ein Geſuch eingereicht
um Neuregelung der Beſoldungs verhältniſſe
der neben amtlichen Lehrkräfte an der gewerb-
lichen Fortbildungsſchule. Stadverordnetenvorſteher
Hennig (U. S. P.) und Stadtv. Buſſe (Deutſchnational) er
kennen beide an, daß die Beſoldung mit den heutigen Verhält-
niſſen abſolut nicht im Einklang ſteht. Dem Antrag Hos (Dem.)
um Ueberweiſung an den Haushaltausſchuß wird ſtattgegeben.

Der Petitionsausſchuß hat das Geſuch des Guſtav Göhricke,
ihm eine Entſchädigung zu gewähren, da er am 2. März 1919
bei den Unruhen eine Schußverletzung erhalten habe, abgelehnt.
Die Stodtverordnetenverſammlung ſchließt ſich dieſem Beſchluß
an. Das Geſuch der Feuerwehrbeamten um Anſtellung auf
Lebenszeit iſt ebenfalls vom Petitionsausſchuß abgelehnt. Die
Stadtverordneten der U. S. P. legen ſich darauf feſt, daß ſie im
Grunde genommen gegen eine Anſtellung der Beamten auf
Lebenszeit ſind, vielmehr danach ſtreben, daß für alle Bevölke
rungsſchichten, ſobald ſie nicht mehr arbeitsfähig ſind, die Geſell-
ſchaft entſprechend ſorgt. Da aber für einzelne Beamtenkatego
rien dieſe Sonderſtellung (Anſtellung auf Lebenszeit) beſteht, ſo
ſind ſie für Anſtellung der Feuerwehrleute auf Lebenszeit.
Stadtv. Buſſe (Deutſchnat.) weiſt darauf hin, daß gegen die
Fntereſſen der Feuerwehrleute auch die Intereſſen der Stadt ab-
gewogen werden müſſen. Daß dieſe Beamten nicht der Willkür
ihrer Vorgeſetzten ausgeſetzt ſind, dafür hat der Petitionsaus-
ſchuß auch geſorgt, indem er den Magiſtrat erſucht, geſetzlich feſt
zulegen, daß in begründeten Fällen der Entlaſſung die Feuer-
wehrleute geſetzlichen Anſpruch auf Ruhegehalt haben. Das Ge-
ſuch wird dem Magiſtrat zur Berückſichtigung überwieſen. Ge
ſuche um Gewährung der Beſchaſffungsbeihilfe und um Zahlung
der Wirtſchaftsbeihilfe werden abgelehnt, da einerſeits der als
Stichtag feſtgeſetzte 1. November nicht eingehalten wurde und ein
rehtlicher Anſpruch fehlt. Geſuche um Bewilligung der Teue-
rungszulage und der Beſchaffungsbeihilfe werden in zwei Fällen
abgelehnt, da das gegenwärtige Einkommen der Geſuchseſteller ihr
früheres Einkommen bei weitem überſteigt.

Die Ortsvereinigung Halle (Saale) für Angeſtellten-
Heimſtätten hat eine Eingabe an Magiſtrat und Stadtver-
ordnetenverſammlung gerichtet, in der ſie darauf hinweiſt, daß
ſte einen Zweigverein der Aktiengeſellſchaft für Angeſtellten-
Heimſtätten zu gründen beabſichtigt, die von der Reichsverſiche
rungsanſtalt finangiert werden ſoll Jn der Ausſprache ergibt
ſich, daß man es hier mit einer gemeinnützigen Baugeſellſchaft
zu tun hat, die erſtrebt, die Wohnungs not in den Städten zu
mildern. Nach Angabe des Stadlirats Fiſcher wird dieſelbe Ein
zabe einer genauen Bearbeitung beim Magiſtrat unterzogen. Es
wird dem Antrag Keil (Dem.) zugeſtimmt, und die Beſchlußfaſſung
auf einen Monat ausgeſetzt.

Für die nächſte Stadtverordnetenſitzung iſt ein Antrag der
Frau Krüger (U. S. P.) eingegangen, der fordert, daß den
Schulkindern von der Stadt aus Lehr- und Lernmittel unentgelt-
äch zur Verfügung geſtellt werden.

Elternbeiratswahl
Das Wahlrecht ſteht den Eltern zu und zwar beiden

Teilen, nicht Pflegeeltern (z. B. Großeltern), nicht Vor
mündern. Bei unehelichen Kindern iſt nur die Mutter wahl-
berechtigt, auch wenn ſie nachher geheiratet hat, es ſei denn,
der Vater des Kindes ſei ihr Ehemann geworden
(F 1719 BGB.). Die Zulegung des Namens des Ehemannes,
der nicht der Vater des unehelichen Kindes iſt, tut nichts zur
Sache (S 1706 Satz 3 BGB.). Bei Scheidung der Ehe bleibt
jeder Teil wahlberechtigt; heiratet einer der Geſchiedenen
wieder, ſo wird der neue Ehegatte dadurch nicht wahlberech-
tigt für das Kind des Erſteren.

Hat ein Vater die elterliche Gewalt über ſein Kind ver
wirkt 1680 BGB.), ſo bleibt er doch wahlberechtigt.

Adoptiveltern ſind nur ſolche, welche durch gerichtlich
beſtätigten Vertrag das Kind „an Kindesſtatt genommen“
haben 1741 ff. 1754 BGB.), nicht Pflegeeltern, die nach
volkstümlicher Ausdrucksweiſe das Kind „angenommen“

Jſt ein Kind adoptiert, ſo ſind die leiblichen Eltern nicht
mehr wahrbe et

Der Kreisſchulinſpektor für Halle I, Stadt.
7

haben.

Der Niniſter hat angeordnet, daß entgegen ander
weitigen Beſtimmungen die Stimmenabgabe bei den
Elternbeiratswahlen perſönlich, nicht durch Bevollmäch-
kgte zu erfolgen hat. Weiter iſt den Kreisſchulinſpektoren
die Befugnis übertragen worden, nach Lage der örtlichen
Verhältniſſe die Wahlen auf einen Termin nach Oſtern
zu verlegen.

Berband Hoalliſcher Frauenvereine. Vor den Wahlen zu
den Elternbeiräten erſcheint es dringend notwendig, weitere

insbeſondere die Frauen und Mütter, über die kommen
den Aufgaben bei der Neugeſtaltung der Schulen in parteiloſer
hen Rektor Hermann Haaſe hat für dene dieſe Aufgabe übernommen.

legenheit gegeben, am Mittwoch, den 18. Feum s Uhr imer er e Thaliaſaal ſich über dieſe Fragen
Der erur ber hieſigen Jünglingsvereine veran

dachee in Verbinnng t der
zu 150

2

ttsvereins am Mittwoch, den 18. Februar, abends um 8 Uhr in
ne des Reformrealgymnaſiums einen Sittlichkeitsvortrag.
Liz. Bohn ſpricht über „Grenzen der Geſchlechtsfreiheit“. Ein
tritt frei. Nur Männer haben Zutritt. Jeder Mann und Jüng-
ling iſt eingeladen.Flugtechniſcher Verein. Jn dem Vorkragsabend am Freitag

fprach Leutnant Nechel über die wer derLichtbildaufnahmen aus Fluggeugen im Frieden. e voll
kommen nuturgetreuen, ſenkrechten Aufnaghmen werden berufen
ſein, vielfach die Meßtiſch und Generalſtabskarte zu d
indem man aus ihnen eine Lichtbildkarte herſtellt, die auſchau
licher wirken kann als die beſten Pläne. Man wird die Be
bauung der Grundſtücke, die Bepflanzung der Wieſen, den Be
ſtand der Wälder genauer und beſſer erkennen können, als dies
auf den Plänen überhaupt möglich iſt. Auch bei Verkäufen von
Gütern und Jnduſtrieanlagen kann ein Lichtbildplan eine be
deutend beſſere Ueberſicht über die Gegenſtände geben. Die
Kammern, die im Kriege geſchaffen wurden, könnten auf dieſe
Weiſe, ſoweit ſie nicht der Entente übergeben werden müſſen,
auch im Frieden noch gute Dienſte verrichten. Leider ſehe es
urzeit in der Flugzeuginduſtrie ſehr traurig aus. Leutnant

Neckel hatte Gelegenheit, die Fokker-Werke in Schwerin, die
unſere bekannten Flugzeuge herſtellten, auf denen Voelcke,
Jmmelmann und Richthofen ſich ihren Ruhm geholt haben,
während des Krieges und nach der Revolution zu ſehen. Die
Zuſtände ſeien jetzt geradezu unter aller Kritik. Doch hoffe er,
daß allmählich wieder etwas mehr Ordnung in das deutſche Wirt
ſchaftsleben einziehen werde, und dann auch der Flugdienſt wieder
mehr Würdigung erfahren werde, als es zurzeit der Fall iſt.
(Flugplatz! D. Schriftltg.) Lebhafter Beifall lohnte die Aus
führungen. Weiter wurden die Mitglieder gebeten, fleißig die
Modellflüge, die jeden Sonntag um 10 Uhr auf dem Sandanger
ſtattfinden, zu beſchicken und zu beſuchen. Es ſind ſchon ſehr
gute Ergebniſſe mit einigen Modellen erzielt worden. Schließlich
wurde beſchloſſen, gegen die geforderte Auslieferung Deutſcher
an die Entente folgende Kundgebung an die Regierung zu richten:

„Der Flug echniſche Verein Halle a. S. fordert die Regie
rung auf, feſt zu verharren auf vem Standpunkte, den ſie in der
Auslieferungsfrage der Entente gegenüber eingenommen hatte.
Die Schmach, auch nur einen Deutſchen einem Gerichte aus
eliefert zu haben, das Ankläger und Richter zugleich iſt, darf das

Leutſche Volk nicht auf ſich laäden, ſofern es auch nur noch etwas

Geltung auf der Welt beanſprucht. Es iſt mit unſerer natio-
nalen Ehre unvereinbar, auch nur im geringſten dem rachſüchti-
gen Verlangen unſerer Feinde nachzugeben. Die Helden, die zu
Waſſer und zu Lande, unter Waſſer und in der Luft unſere Hei
mat mit ihrem Blut und Leben ſchützten, dem Feinde zur Ab
urteilung wegen ihrer Aufopferung fürs Vaterland zu über
liefern, wäre der ſchwerſte Undank, den die Weltgechichte jemals

geſehen hat.“ Hth.
Provinz Sachſen

4 Teuchern, 16. Febr. (Unglücksfall.) Auf der bei
Trebnitz gelegenen Grube „Vollart“ verunglückte am Freitag im
Baggerbetriebe ein aus Gera zugezogener Kriegsteilnehmer. Von
einem ſchweren Schöpflöffel des Baggers getroffen, ſtürzte der
Verunglückte nieder und war ſofort tot. Fünf Jahre hat er am
Kriege teilgenommen und hier bei der Arbeit mußte er ſein
Leben laſſen. Die ſchon in die Wege geleitete Beſetzung der
Pfarrſtelle in Trebnitz hat ſich im letzten Augenblick wieder zer-
ſchlagen, und muß dieſelbe auch fernerhin vertretungsweiſe ver-
waltet werden. Wie verlautet, wird ſich aber, ſobald Wohnung
zu beſchaffen iſt, ein Arzt da niederlaſſen. Seitens der Gruben-
verwaltungen ſind die vorbereitenden Schritte in bezug auf die
Krankenkaſſen bereits getan worden. Jn dem ſtarkbevölkerten
Kohlengebiete hier wird ſich für ihn ein veiches Arbeitsfeld
finden.f z. Worbis, 16. Febr. (Großfeuer.) Scheunen und Wirt
ſchaftsgebäude der Landwirte Franz Holzapfel, Ad. Hartmann,
Rogge und Löffler brannten nieder. Alles Großvieh konnte ge-
rettet werden. Die Erntevorräte ſind vernichtet. Gebäude und
Materialſchaden ſind ſehr groß. Ueber die Entſtehung des
Brandes iſt noch nichts näheres bekannt.

tzk. Sonneberg, 14 Febr. (Unſere Spielwaren fürs
Ausland.) Am hieſigen Platze beginnen die amerikaniſchen
Einkaufshäuſer nach und nach ihre Tätigkeit wieder aufzunehmen.
Von den Firmen, die bereits vor dem Kriege eine lebhafte Ge-
ſchäftstätigkeit entwickelten, ſucht jetzt auch die Firma Butler
Brothers mit der Jnduſtrie wieder in nähere Fühlung zu
kommen. Sie fordert Fabrikanten und Heiminduſtrielle auf, ſich
mit Muſtern in Puppen und Spielwaren an ſie zu wenden, und
betont, daß ihr beſonders an ſolchen Muſtern gelegen T deren
Artikel in großen Mengen bei ſofortiger Auftragserteilung ge
liefert werden können. Es bedarf keiner Erwähnung, daß dieſer
Ruf nicht ungehört verhallen wird.
der miſerablen Valuta ja nun einmal hinſichtlich der Auftrags-
erteilung und Bezahlung ſehr gut.

San

Bolks wirtſchaft
Abdruck der mit einem 3 verſehenen Original-Artikel und Original Meldungen des
volkswirtſchaftlichen Teils nur mit genguerQuellenangabe Halleſche Zeitung geſtattet

HAktiengeſellſchaften
Ammendorfer Papierfabrik. Eine außerordentliche Gene-

ralverſammlung ſoll über die n des Aktien-
kapitals um 1 950 000 Mk. auf 3 900 000 Mk beſchließen.

Cröllwitzer Aktien-Papierfabrik. Die Verwaltung beantragt
die Erhöhung des Aktienkapitals um 1,5 auf 3
Millionen Mark.
NKaligewerkſchaft Günthershall. Jm freien Verkehr der Ber

kiner Börſe erfuhren vie Kuxe der Gewerkſchaft eine Kurs
ſteigerung von 135 990 Mk. auf 160 000 Mk.

Gothaer Waggonfabrik Akt.Geſ. Der Aufſichtsrat beſchloß
eine Erhöhung des Kapitals von 5 auf 10 Millionen
Mark vorzuſchlagen. Es ſoll den Aktionären auf eine alte Aktte
eine für das Geſchäftsjahr 1920 dividendenberechtigte junge Aktie
zu 120 Prozent angeboten werden.

Feuerverſicherung. Der Jahresbericht der Gothaer
Feuerverſicherungsbank auf Gegenſeitigkeit
über das 99. Geſchäftsjahr 1919 weiſt folgende Zahlen auf:
Feuerverſicherung. Verſichecungsſummen: 10 935 749 700
Mark, Beiträge: 36 112 968,50 Mk., Schäden: 5 510 063,10 Mk.
Einbruchdiebſtahlverſicherung. Verſ. Summen:
1 968 819 000 M., Beiträge: 4 441 757,20 M., Schäden: 4 130 409,10
Mark. Der Ueberſchuß beträgt 21 672 197,40 Mk. Davon
kommen zur Rückzahlung an die Verſicherten in der Feuerver
ſicherung 60 Prozent der eingezahlten Beiträge, in der Einbruch-
diebſtahlverſicherung wird wegen des außerordentlich ungünſtigen
Verlaufs dieſes Verſicherungszweiges in dieſem Jahre kein
Ueberſchuß verteilt. Die Bank betreibt beide Verſicherungs
zweige nach dem Grundſatz der reinen Gegenſeitigkeit.Preußiſche BodenKreditAktien-Vank. Jn der heutigen
Sitzung beſchloß der Aufſichtsrat, der Generalverſammlung die
Verteilung einer Dividende von 756 (i. V. 7) Prozent vorzu
ſchlagen. b r beträgt, nachdem der Ueberſchuß an
Disagiogewinn Tit 23 055,80 Mk. dem Disagio- und Zinsroſerve-
Konto überwieſen iſt, ausſchließlich des Gewinnvortrages aus 1918
8 308 319,76 Mk. Hieraus wurden 700 000 Mk. der Reſerde zu

führt.
Die Sächſiſche Werkzengmaſchinenfabrik Beenhard Eſcher in

Chemnitz beantragt eine Kapitalserhöhung um 700 000 Mk. auf
238 Millionen Die neuen Aktien werden den Aktionären

Prozent i Verhältnis 3: 1 angeboten

Das Ausland hat es dank

unton, Leipziger Preßhefefabrik und Brennerei
in Leipzig
vorgeſch

Mockau.
Dividende von 12 (8) Proz. bei r

n. Außerdem ſoll über eine E
Aktienkapitals Beſchluß gefaßt werden.
das Kapital um 0,5 auf 2 Mill. M. erhöht werden.

Der Generalverſammlung
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Verſchiedene Mitteilungen
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Später eingehende Anträge werden zurückgen,
Amerikaniſcher Einfluß in der polniſchen Erdöli
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Stützvunkt für ſeine Petroleumpolitik in Europa finden dine
Rückgang des bayeriſchen Viehſtandes.

vom 1. Dezember 1919 hat für ſämtliche Viehga

Bayern einen mehr oder iergeben. Eine Ausnahme machen nur
ſichten auf eine baldige Auffüllung der reduzierten
ſtände können unter den gegenwärtigen Verhältniſſen

Die

minder empfindlichen R
Schweine.

als günſtig angeſehen werden.

Berliner Börſenberichte
Börſenſtimmungsbild. Die heutige Börſe brachte

ganz außerordentliche Kursſteigerungen, namentlich am
markte, ſowie in Spezialwerten, unter beſonderer Veys

Auch Bankaktien ſtiegen
Harpener gewannen 80, Höſch 50, Bochumer 21

von Kaliagktien.
Kurſe.
kirchen 58, Mannesmann 50 und Orenſtein und K
60 Prozent im Kurſe.
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Von Bankaktien ſtiegen Dresdener

bewegung war beträchtlich gefördert durch den Handel r
gegenüber der andauernd ſtürmiſchen Nachfrage. Auch fß
reichiſche und ungariſche Werte zeigte
Kaufintereſſe, wegen der angeblich in Ausſicht ſtehend

Lombarden gewannen 5 Proz
angekündigte Wiederaufnahme der Annuität ſeitens
franzöſiſcher e p e ſetzten mit einer
niſchen Finanghilfe.

rung von ziemlich
gen noch weiter. Am Kolonialaktienmarkte herrſchte
eitliche Kursbewegung. Jm Verlaufe erfuhren Neu
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Südweſtafrika beträchtliche Kursſteigerungen. Auch S
Salpeter- Aktien waren begehrt.
ſchwächten ſich wegen der verlangten Auslieferung des
unſerer Handelsflotte etwas ab. Deutſche Staatsanleiben
zum großen Teil Beſſerungen.

Produktenbericht. Am Produktenmarkt erhielt ſich die Fenn
keit für Hafer im vollen Umfange; namentlich ſeitens
Jnduſtrieunternehmungen wurde ſofoort greifbare W

Hülſenfrüchte blieben ſehr feſt.
Geſchäft. Heu und Stroh zeigt
Wetter: ſchön und trocken.

langt.

Deviſen-Notierungen
Berlin, 16.Geld Brief Gr rAmſterd. Rotterd. 3326 3804 NewYork 9915

Brüſſel-Antwerp. 734,25 735,75 Paris 709,30
Chriſtiania 1733 17362 Schweiz 1623/,
Kopenhagen 1468 1470 Spanien 1693Stockholm 1878 82 Wien (altee) 41,96Helſingfors 359,60 390,00 Oeſterreich abgeſt. B. 96
Italien 544,1 545, Prag 103,London 339,65 34035 Budapeſt 34,96

Hafernotiernngen:
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Berlin, 16. Febr. Jnländiſcher Hafer, für 1000 kg in Mar
loko ab Speicher frei Wagen loko ab Bahn
ſofortige Abladung 4500--4600 Mk. Tendenz: feſt.
Im freien Verkehr wurden nicht amtlich ermittelt

Dentsche Werte41 Deutsehbe Schatz-
scheine VI--IX
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Preuss. Konsols
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4 Magdeb Stadtanl. 9] 06
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liche Pfandbriefe
4 Prenss. Centr.-Bod.-

Pfandbriefe
4 Preuss. Hypot. Bank

Pfandbriefe 1911
h Dessauer Gas-Oblig.
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Auslünd. Werte
4 Oesterr. Kron.-Rente4 Ungar. Gold-Rente
4 VUngar. Kronen-Rente

Risenbahn-Aktien:
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Credit-Anst. LeipziAMitteld. Kreditban
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122. Kaliw. Aschersleben110.00 Körbisd. Zucker- Akt.
652.00 Kyffhäuserhütte
166.75 ahmeyer u. Co.
135.,50 Landw. Bank d. Pr. Sa,

Lauchhammer

S e e.ngoel, mnrt

Linke u r152,00 Ludwig Loewe u.
290. Lothringer Hütte
404. Mannesmannröhren177 30 eerschl. Visenb. Be

c 4 r.0. okswerket Orenetein u Koppel
141. hönix-Bergb.

Fpajn r322 50 ein. Wareniebeck. Montan

gr. Aensitzer Braunk.
ositzer Zucker

150 Sangerhäuser Maseh.152 Hugo Schneider u. Co
127.- Sehnekert u. Co.14577 Siemens u. Halsko

Stgttlner Chamotte
Stettiner Vulkan310,00 Stollberger Zinkh.

u Strals. Spielkarten352. Terra“, Samen- A.G.740 Phale- Bisenhütte
333 Triptis- Akt. -Ges.

Türkisehe Tabakregie
5 Ver. Köln-RottweilerGlanzetoft Eibert.

Wegelin m HübnerS Werseoh.- Welssent. Br.
Westeregeln-Alkali

S Wittener GuBstahl
Wrede-Mälzerei

485, Zeitzer Masch.
Zelistot Waldhot

S Otavi-Minen
t Tendene: Fest

4420--4500 Mk,

Hauptſchrifeleiter
Serantwertlich für Voliti: Helmut Böttcher für politiſche Nathrichten, So
wirtſchaft und Sport Hans Heiling; für den reb aktion

Helmut Bötte er.
übrigen

Teil: i. V. Erich Sellheim.
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